
 

  

S 32 SB 183/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Schwerbehindertenrecht
Abteilung 11.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Schwerbehindertenrecht – Grad der

Behinderung – Gesamt-GdB – Einzel-GdB
– tatrichterliche Aufgabe – periphere
arterielle Verschlusskrankheit
– Prothesenbybass

vollständige Kompensation
Leitsätze 1. Bei Vorliegen einer peripheren

arteriellen Verschlusskrankheit ist
neben Teil B Nr. 9.2.1 der Anlage
zu § 2 VersMedV nach der Anlage
eines aorto-bifemoralen
Prothesenbybasses auch der
Bewertungsmaßstab von Teil B Nr.
9.2.2 der Anlage zu § 2 VersMedV
heranzuziehen, der einen Einzel-
GdB von (nur) 20 nach größeren
gefäßchirurgischen Eingriffen (z.
B. Prothesenimplantation) mit
vollständiger Kompensation
einschließlich Dauerbehandlung
mit Antikoagulantien vorsieht.

2. Die Bemessung des GdB ist
grundsätzlich tatrichterliche
Aufgabe. Dabei müssen die
Instanzgerichte bei der
Feststellung der einzelnen nicht
nur vorübergehenden
Gesundheitsstörungen (erster
Schritt) in der Regel ärztliches
Fachwissen heranziehen. Bei der
Bemessung der Einzel-GdB und
des Gesamt-GdB kommt es
indessen nach § 152 Abs. 1 Satz 5
und Abs. 3 Satz 1 SGB IX
maßgeblich auf die Auswirkungen
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der Gesundheitsstörungen auf die
Teilnahme am Leben in der
Gesellschaft an. Bei diesem
zweiten und dritten
Verfahrensschritt haben die
Tatsachengerichte über die
medizinisch zu beurteilenden
Verhältnisse hinaus weitere
Umstände auf
gesamtgesellschaftlichem Gebiet
zu berücksichtigen (vgl.
Bundessozialgericht, Urteil vom
16. Dezember 2021 – B 9 SB 6/19
R – juris). 

Normenkette SGB IX § 152 Abs. 1, 3; VersMedV Teil B
Nr. 9.2.1, Nr. 9.2.2 der Anlage zu § 2 

1. Instanz

Aktenzeichen S 32 SB 183/19
Datum 22.02.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 SB 91/22
Datum 29.05.2024

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Cottbus
vom 22. Februar 2022 geÃ¤ndert. Der Beklagte wird unter entsprechender
Ã�nderung seines Bescheides vom 21. MÃ¤rz 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 3. Juli 2019 verurteilt, den Grad der
Behinderung zugunsten des KlÃ¤gers mit Wirkung ab dem 19. September
2019 mit 50 festzustellen.

Â 

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger dessen auÃ�ergerichtliche Kosten fÃ¼r den
gesamten Rechtsstreit zu 9/10 (in Worten: neun Zehntel) zu erstatten.

Â 
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Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Â 

Der KlÃ¤ger begehrt die Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von 50.

Â 

Zugunsten des 1959 geborenen KlÃ¤gers hatte der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 10. August 2018 den GdB mit 20 festgestellt wegen
einer psychischen StÃ¶rung mit funktionellen Organbeschwerden (Einzel-GdB 20),
einer FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule, Bandscheibenschaden (Einzel-GdB 10)
und einer FunktionsstÃ¶rung des linken HÃ¼ftgelenkes (Einzel-GdB 10).

Â 

Am 22. Oktober 2018 beantragte der KlÃ¤ger bei dem Beklagten einen hÃ¶heren
GdB. Nach medizinischen Ermittlungen stellte der Beklagte mit Bescheid vom 21.
MÃ¤rz 2019 mit Wirkung ab dem 22. Oktober 2018 den GdB mit 40 fest. Dabei ging
er bei ansonsten unverÃ¤nderten Einzel-GdB von einem Einzel-GdB von 30 fÃ¼r
eine operierte arterielle Verschlusskrankheit aus. Hiergegen legte der KlÃ¤ger
Widerspruch ein, den er damit begrÃ¼ndete, dass ein psychisches Leiden mit
einem Einzel-GdB von 30 und sein WirbelsÃ¤ulenleiden mit einem Einzel-GdB von
20 zu bewerten seien. Zudem bestehe bei ihm ein Aneurysma spurium des linken
Ellenbogens sowie ein aorta-bifemoraler Prothesenbypass. Der KlÃ¤ger
Ã¼bermittelte dem Beklagten ein unfallchirurgisches Gutachten des Unfallchirurgen
Dr. M vom 7. April 2019, welches aufgrund eines Unfalls vom 22. Oktober 2016 fÃ¼r
eine private Unfallversicherung erstattet worden ist. Nach weiteren medizinischen
Ermittlungen wies der Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers mit
Widerspruchsbescheid vom 3. Juli 2019 zurÃ¼ck.

Â 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 1. August 2019 Klage erhoben. Er hat sein
Vorbringen aus dem Widerspruchsverfahren vertieft und darauf hingewiesen, fÃ¼r
den Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten sei er nach einer mehrfragmentÃ¤ren
Femurfraktur links in seiner GehfÃ¤higkeit dauerhaft eingeschrÃ¤nkt, sodass ihm
insoweit ein Einzel-GdB von 20 zustehe.

Â 

Das Sozialgericht hat Befundberichte bei der FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie G, bei der
Internistin K und bei dem Internisten und Hausarzt Dr. G eingeholt.
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Â 

Das Sozialgericht hat bei dem Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und Chirurgie Dr. T ein
fachorthopÃ¤disches/fachchirurgisches Gutachten vom 1. August 2021 eingeholt,
das dieser nach ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers am 1. Juli 2021 erstellt hat
und in dem er zu der EinschÃ¤tzung gelangt ist, der GdB bei dem KlÃ¤ger betrage
40, wobei eine WirbelsÃ¤ulenleiden mit einem Einzel-GdB von 10 bis 20, die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen der Beine mit einem Einzel-GdB von 10, eine
psychische Alteration und Schmerzempfindung mit einem Einzel-GdB von 20 und
eine periphere arterielle Verschlusskrankheit mit einem Einzel-GdB von 20 bis 30 zu
bewerten sei.

Â 

Der KlÃ¤ger hat mit Schriftsatz vom 10. November 2021 weiterhin die Ansicht
vertreten, der Einzel-GdB fÃ¼r sein psychisches Leiden sei mit 30 zu bewerten.
Hierzu hat er eine Stellungnahme des Diplom-Psychologen S vom 9. November
2021 zu den Gerichtsakten gereicht.

Â 

Das Sozialgericht hat die auf Feststellung eines GdB von 50 gerichtete Klage durch
Urteil vom 22. Februar 2022 abgewiesen und sich zur BegrÃ¼ndung insbesondere
auf das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. T bezogen. FÃ¼hrend sei hier das
Leiden im Funktionskreis Herz/Kreislauf, welches mit einem Einzel-GdB von 30 zu
bewerten sei. Ebenfalls mit einem Einzel-GdB von allerdings allenfalls 30 seien die
BeeintrÃ¤chtigungen des Nervensystems und der Psyche zu bewerten. Insoweit sei
die bei dem KlÃ¤ger bestehende Somatisierung- und AngststÃ¶rung zu
berÃ¼cksichtigen, welche jedoch nur eine AusprÃ¤gung einer leichteren
psychovegetativen oder psychischen StÃ¶rung erreiche. Der KlÃ¤ger habe im
Rahmen seiner Begutachtung erklÃ¤rt, noch regelmÃ¤Ã�ig mit der Familie
Urlaubsreisen zu unternehmen und einer VollzeitbeschÃ¤ftigung nachzugehen. Die
allenfalls mittelgradigen funktionellen Auswirkungen im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule seien mit einem Einzel-GdB von 20 zu bewerten. Die
BewegungseinschrÃ¤nkungen der HÃ¼ftgelenke seien mit einem Einzel-GdB von 10
zu bewerten.

Â 

Gegen das ihm am 14. MÃ¤rz 2022 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 8. April
2022 Berufung eingelegt. Die Angaben des SachverstÃ¤ndigen Dr. T seien teilweise
nicht eindeutig, zudem habe er zu Fragen Stellung genommen, die nicht unter seine
fachÃ¤rztliche Expertise fallen wÃ¼rden. Unklar seien seine AusfÃ¼hrungen zur
operierten arteriellen Verschlusskrankheit. Fachfremd seien seine AusfÃ¼hrungen
zum psychischen Leiden. Zu berÃ¼cksichtigen seien zudem ein chronisches Asthma
und eine EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion.

Â 
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Der Senat hat Befundberichte bei der Psychiaterin G und bei dem Hausarzt Dr. G
eingeholt. Nach Auswertung der Befundberichte ist der Beklagte zu der
EinschÃ¤tzung gelangt, die Lungenkrankheit des KlÃ¤gers sei seit Januar 2023 mit
einem Einzel-GdB von 20 zu bewerten, was sich aber nicht erhÃ¶hend auf den
Gesamt-GdB auswirke.

Â 

Der Senat hat bei dem Arzt fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. T ein
psychiatrisches Gutachten vom 25. November 2023 eingeholt, das dieser nach
ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers am 22. November 2023 erstellt hat und in
dem er zu der EinschÃ¤tzung gelangt ist, der GdB bei dem KlÃ¤ger sei mit 50 zu
bewerten. Dabei sei eine seelische StÃ¶rung mit phobischen, depressiven,
zwanghaften und somatoformen Faktoren mit einem Einzel-GdB von 30 zu
bewerten. Der seelische Zustand habe zumindest seit Beginn der psychiatrischen
Behandlung im September 2019 Bestand. Der SachverstÃ¤ndige hat ausgefÃ¼hrt,
bei dem KlÃ¤ger lÃ¤gen sowohl kÃ¶rperliche als auch seelische Erkrankungen vor.
Er habe sich aufgrund einer peripheren arteriellen Verschlusskrankheit einer
gefÃ¤Ã�chirurgischen Operation unterziehen mÃ¼ssen. Im Vordergrund stÃ¼nden
wiederkehrend auftretende phobische ZustÃ¤nde mit Panikattacken. Die Frequenz
dieser ZustÃ¤nde sei erheblichen Schwankungen unterworfen, ein erheblicher
Leidensdruck sei zu erkennen. Diese umschriebene seelische Beschwerdebildung
sowie die Folgen kÃ¶rperlicher Erkrankungen fÃ¼hrten zu gereizt-depressiven
Stimmungsauslenkungen wechselnder AusprÃ¤gung. Die FlexibilitÃ¤t und das
AnpassungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers sei durch eine neurotische
PersÃ¶nlichkeitsstruktur beeintrÃ¤chtigt. Es fÃ¤nden sich deutliche zwanghafte
ZÃ¼ge bei hohen hÃ¤ufig nicht erreichbaren selbstgesteckten Leistungszielen. Es
liege eine labile Selbstwertregulation einhergehend mit tief greifender
Empfindsamkeit vor. Als psychischer Abwehrmechanismus sei Projektion zu nennen.
Der KlÃ¤ger bleibe hinter eigenen Leistungszielen zurÃ¼ck und begrÃ¼nde dies mit
beruflicher Ã�berforderung. Diese Argumentation sei auch Ã¤rztlichen
Befundberichten zu entnehmen. Die Hinnahme kÃ¶rperlicher Erkrankungen sei bei
der neurotischen PersÃ¶nlichkeitsstruktur des KlÃ¤gers bedeutsam, der seelische
Leidenszustand werde dadurch in besonderer Weise verstÃ¤rkt. Wegen der
kÃ¶rperlichen Leiden hat der SachverstÃ¤ndige die Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. T Ã¼bernommen.

Â 

Der Beklagte hat zu dem Gutachten von Dr. T eine Ã¤rztliche Stellungnahme zu den
Gerichtsakten gereicht, in der insbesondere bemÃ¤ngelt worden ist, der
SachverstÃ¤ndige habe nicht ausreichend begrÃ¼ndet, warum er vom bisher
festgestellten Gesamt-GdB von 40 abweiche. In der Stellungnahme heiÃ�t es weiter,
insbesondere den abweichenden Bewertungen der FunktionsstÃ¶rung der
WirbelsÃ¤ule und der peripheren arteriellen Verschlusskrankheit kÃ¶nne nicht
gefolgt werden.

Â 
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Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 22. Februar 2022 aufzuheben und den
Beklagten unter Ã�nderung seines Bescheides vom 21. MÃ¤rz 2019 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 3. Juli 2019 zu verurteilen, zugunsten des
KlÃ¤gers mit Wirkung ab dem 22. Oktober 2018 den Grad der Behinderung mit 50
festzustellen.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Der SachverstÃ¤ndige Dr. T
verkenne, dass auch der Beklagte von einem Einzel-GdB von 30 fÃ¼r das
psychische Leiden ausgehe, woraus sich aber kein Gesamt-GdB von 50 ergebe.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten sowie die den KlÃ¤ger betreffenden VerwaltungsvorgÃ¤nge des
Beklagten Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig und weitgehend begrÃ¼ndet. Das Urteil
des Sozialgerichts ist Ã¼berwiegend unzutreffend. Die zulÃ¤ssige Klage ist
Ã¼berwiegend begrÃ¼ndet. Der Bescheid des Beklagten vom 21. MÃ¤rz 2019 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3. Juli 2019 ist rechtswidrig und
verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten, soweit er den geltend gemachten Anspruch
ab dem 19. September 2019 betrifft, im Ã�brigen ist er rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt
den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat einen Anspruch auf
Feststellung eines GdB von 50 ab dem 19. September 2019, aber keine
weitergehenden AnsprÃ¼che.

Â 
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Nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) in seiner
seit dem 1. Januar 2018 geltenden Fassung stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden das Vorliegen einer
Behinderung und den Grad der Behinderung zum Zeitpunkt der Antragstellung fest.
Bei der PrÃ¼fung, ob diese Voraussetzungen vorliegen, sind seit dem 1. Januar
2009 die in der Anlage zu Â§ 2 VersMedV vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I Seite
2412) festgelegten â��versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzeâ�� zu beachten, die
durch die Verordnungen vom 1. MÃ¤rz 2010 (BGBl. I Seite 249), 14. Juli 2010 (BGBl.
I Seite 928), vom 17. Dezember 2010 (BGBl. I Seite 2124), vom 28. Oktober 2011
(BGBl. I Seite 2153) und vom 11. Oktober 2012 (BGBl. I Seite 2122) sowie durch
Gesetze vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I Seite 3234), vom 17. Juli 2017 (BGBl. I
Seite 2541) und vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I Seite 2652) Ã�nderungen
erfahren haben.

Â 

Einzel-GdB sind entsprechend den genannten GrundsÃ¤tzen als Grad der
Behinderung in Zehnergraden zu bestimmen. FÃ¼r die Bildung des Gesamt-GdB bei
Vorliegen mehrerer FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen sind nach Â§ 152 Abs. 3 SGB IX
die Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinander zu ermitteln,
wobei sich nach Teil A Nr. 3 a) der Anlage zu Â§ 2 VersMedV die Anwendung
jeglicher Rechenmethode verbietet. Vielmehr ist zu prÃ¼fen, ob und inwieweit die
Auswirkungen der einzelnen Behinderungen voneinander unabhÃ¤ngig sind und
ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens betreffen oder ob und
inwieweit sich die Auswirkungen der Behinderungen Ã¼berschneiden oder
gegenseitig verstÃ¤rken. Dabei ist in der Regel von einer
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt
und dann im Hinblick auf alle weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen,
ob und inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also
wegen der weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dem ersten Grad 10 oder 20
oder mehr Punkte hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt gerecht zu
werden, wobei die einzelnen Werte jedoch nicht addiert werden dÃ¼rfen. Leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB-Grad von 10 bedingen, fÃ¼hren
grundsÃ¤tzlich nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung; auch bei leichten FunktionsstÃ¶rungen mit einem GdB-
Grad von 20 ist es vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des
AusmaÃ�es der Behinderung zu schlieÃ�en (Teil A Nr. 3 d) aa) â�� ee) der Anlage
zu Â§ 2 VersMedV).

Â 

Nach MaÃ�gabe dieser GrundsÃ¤tze ist der GdB hier seit dem 19. September 2019
mit 50, dagegen seit Antragstellung bei dem Beklagten bis zum 18. September
2019 nicht mit mehr als 40 zu bewerten. Die GdB-Bewertung folgt aus einer
Gesamtschau der vorliegenden medizinischen Unterlagen, insbesondere aus den
Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. T und Dr. T, die jeweils auf einer ambulanten
Untersuchung des KlÃ¤gers sowie einer kritischen WÃ¼rdigung der sonstigen
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medizinischen Unterlagen beruhen und sowohl auf der Grundlage der herrschenden
medizinischen Lehre als auch im Einklang mit den versorgungsmedizinischen
GrundsÃ¤tzen erstattet worden sind. 

Â 

FÃ¼hrend ist hier ein seelisches Leiden, das nach Teil B Nr. 3.7 der Anlage zu Â§ 2
VersMedV seit dem 19. September 2019 mit einem Einzel-GdB von 30 zu bewerten
ist. Denn bei dem KlÃ¤ger liegen stÃ¤rker behindernde StÃ¶rungen mit
wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit vor, die
innerhalb des vorgegebenen Bewertungsrahmens mit einem Einzel-GdB von 30
angemessen bewertet sind. Dies ergibt sich aus den schlÃ¼ssigen AusfÃ¼hrungen
des SachverstÃ¤ndigen Dr. T. Auch der KlÃ¤ger und â�� ausweislich seines
Schriftsatzes auch vom 15. April 2024 â�� der Beklagte teilen diese EinschÃ¤tzung.
Der Senat teilt auch die EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen, dass der Einzel-GdB
von 30 sicher erst mit Beginn der psychiatrischen Behandlung am 19. September
2019 bei der Psychiaterin G belegt ist. 

Â 

Ebenfalls mit einem Einzel-GdB von 30 ist eine periphere arterielle
Verschlusskrankheit zu bewerten. Hier ist eine solche im Stadium IIb nach Fontaine
mit Beckenachsenverschluss ausdrÃ¼cklich diagnostiziert worden (vgl. nur Epikrise
des Câ��KlinikumsÂ  vom 16. August 2018). Diese Diagnose beinhaltet eine
schmerzfreie Gehstrecke von unter 200 Metern, so dass nach Teil B Nr. 9.2.1 der
Anlage zu Â§ 2 VersMedV ein GdB-Rahmen von 30 bis 40 erÃ¶ffnet wÃ¤re; kein
anderer GdB-Rahmen ist im Ã�brigen bei der vom behandelnden Hausarzt in einer
Ã¤rztlichen Auskunft fÃ¼r den Beklagten vom 7. MÃ¤rz 2019 mitgeteilten
Gehstrecke von maximal 300 Metern erÃ¶ffnet. Nach Anlage eines aorto-
bifemoralen Prothesenbybasses ist indes auch der BewertungsmaÃ�stab von Teil B
Nr. 9.2.2 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV heranzuziehen, der einen Einzel-GdB von
(nur) 20 nach grÃ¶Ã�eren gefÃ¤Ã�chirurgischen Eingriffen (z. B.
Prothesenimplantation) mit vollstÃ¤ndiger Kompensation einschlieÃ�lich
Dauerbehandlung mit Antikoagulantien vorsieht. Ein grÃ¶Ã�erer
gefÃ¤Ã�chirurgischer Eingriff liegt ebenso vor wie die Dauerbehandlung mit
Antikoagulanzien (vgl. nur Gutachten Dr. T, Seite 17). MaÃ�geblich ist demnach, ob
hier von einer vollstÃ¤ndigen Kompensation ausgegangen werden kann. Hier sind
die diesbezÃ¼glich auch zu berÃ¼cksichtigenden Mitteilungen Ã¼ber die dem
KlÃ¤ger mÃ¶gliche Gehstrecke heranzuziehen, die indes stark voneinander
abweichen (Reha-Entlassungsbericht der KlinikÂ  S vom 25. Oktober 2018: 400
Meter einerseits, 1.870 Meter andererseits; Ã¤rztliche Auskunft von Dr. G vom 7.
MÃ¤rz 2019: anhaltende Schmerzen und Gehbehinderung in den Beinen nach einer
Gehstrecke von ca. 200 Metern, maximale Gehstrecke 300 Meter;
Unfallversicherungsgutachten von Dr. M vom 7. April 2019: anamnestisch
Laufstrecke ca. 3.000 Meter, allerdings Schmerzen beim Laufen; Arztbrief der
chirurgischen GemeinschaftspraxisÂ  vom 8. Mai 2019: 500 bis 600 Meter, dann
plÃ¶tzlich einsetzendes TaubheitsgefÃ¼hl im linken Oberschenkel ausstrahlend bis
zum FuÃ�, keine Claudicatiobeschwerden; Gutachten Dr. T: anamnestisch betrÃ¤gt

                             8 / 11

https://dejure.org/gesetze/VersMedV/2.html
https://dejure.org/gesetze/VersMedV/2.html
https://dejure.org/gesetze/VersMedV/2.html
https://dejure.org/gesetze/VersMedV/2.html


 

die maximale Gehstrecke zwischen 500 und 800 Meter, dann Kreuz- und
GesÃ¤Ã�schmerzen, keine Schmerzen an Waden und Unterschenkeln; Eintrag in der
Patientenakte von Dr. G vom 23. Juni 2022: lÃ¤uft aktuell ca. 300 Meter, nach 200
Metern Schmerzen; Gutachten Dr. T: anamnestisch TaubheitsgefÃ¼hl im rechten
Oberschenkel, neurologischer Untersuchungsbefund: umschriebene HypÃ¤sthesie
im Bereich des rechten Oberschenkels). In der Gesamtschau kann ungeachtet der
teilweise erheblichen Abweichungen in den mitgeteilten Gehstrecken nicht von
einer vollstÃ¤ndigen Kompensation im Sinne von Teil B Nr. 9.2.2 der Anlage zu Â§ 2
VersMedV ausgegangen werden, womit auch der Hinweis des SachverstÃ¤ndigen
Dr. T korrespondiert, es sei bei dem KlÃ¤ger sicherlich nicht von einer intakten
Durchblutung der Beine auszugehen. Der Einzel-GdB betrÃ¤gt damit 30, zumal es
fÃ¼r die GdB-Bewertung nicht nur auf die Gehstrecke als vielmehr auch darauf
ankommt, ab wann Schmerzen beim Gehen eintreten. Deswegen geht der Beklagte
fehl, wenn er in seiner Ã¤rztlichen Stellungnahme vom 23. September 2020 in
Bezugnahme auf das unfallversicherungsrechtliche Gutachten von Dr. M nur die
darin anamnestisch mitgeteilte Gehstrecke, nicht aber auch die Schmerzen beim
Laufen berÃ¼cksichtigt hat, zumal der versorgungsÃ¤rztliche Dienst des Beklagten
in einer gutachtlichen Stellungnahme vom 2. Juli 2019 in Kenntnis von dem zuletzt
genannten Gutachten weiter von einem Einzel-GdB von 30 ausgegangen ist. 

Â 

Das LendenwirbelsÃ¤ulenleiden ist nach Teil B Nr. 18.9 der Anlage zu Â§ 2
VersMedV mit einem Einzel-GdB von 20 zu bewerten. Denn es liegen insoweit
WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit mittelgradigen funktionellen Auswirkungen in einem
WirbelsÃ¤ulenabschnitt vor. Dies ergibt sich aus dem schlÃ¼ssigen Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Dr. T, der auch nachvollziehbar die Schwierigkeiten bei der
Bestimmung des korrekten Einzel-GdB beschreibt. Denn die nach der Neutral-Null-
Methode gemessenen BewegungsmaÃ�e sind durchgehend leichtgradig oder im
Normbereich. Andererseits hat der SachverstÃ¤ndige aber einen deutlichen
Druckschmerz in den Wirbelabschnitten L4, L5 und S1 sowie Ã¼ber dem
Iliosakralgelenk links geschildert. Letztere Schmerzen sind Ã¼ber einen positiven
Patrick-Test abgesichert worden. Radiologisch hat der SachverstÃ¤ndige deutliche
degenerative VerÃ¤nderungen sowie eine Spondylolisthesis L5/S1 festgestellt. Nach
Teil B Nr. 18.9 der Anlage zu Â§ 2 VersMedV ergibt sich der GdB bei angeborenen
und erworbenen WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den (einschlieÃ�lich BandscheibenschÃ¤den,
Scheuermann-Krankheit, Spondylolisthesis, Spinalkanalstenose und dem
sogenannten Postdiskotomiesyndrom) primÃ¤r aus dem AusmaÃ� der
BewegungseinschrÃ¤nkung, der WirbelsÃ¤ulenverformung und â��instabilitÃ¤t
sowie aus der Anzahl der betroffenen WirbelsÃ¤ulenabschnitte. Der Begriff
InstabilitÃ¤t beinhaltet die abnorme Beweglichkeit zweier Wirbel gegeneinander
unter physiologischer Belastung und die daraus resultierenden
WeichteilverÃ¤nderungen und Schmerzen. Sogenannte WirbelsÃ¤ulensyndrome
(wie Schulter-Arm-Syndrom, Lumbalsyndrom, Ischialgie, sowie andere Nerven- und
Muskelreizerscheinungen) kÃ¶nnen bei InstabilitÃ¤t und bei Einengungen des
Spinalkanals oder der ZwischenwirbellÃ¶cher auftreten. Das AusmaÃ� der
BewegungseinschrÃ¤nkung ist vorliegend sehr gering. Betroffen ist nur ein
WirbelsÃ¤ulenabschnitt. Mit Blick auf die radiologisch nachgewiesene InstabilitÃ¤t
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und die daraus nachvollziehbar resultierende geminderte Belastbarkeit und
Schmerzen wird hier aber ein Einzel-GdB von 20 erreicht.

Â 

Seit dem Bestehen eines Einzel-GdB von 30 fÃ¼r das seelische Leiden wird ein
Gesamt-GdB von 50 erreicht. Die negativen Interaktionen zwischen
WirbelsÃ¤ulenleiden und der peripher arteriellen Verschlusskrankheit hat bereits Dr.
T beschrieben. Dr. T hat in Ansehung der neurotischen PersÃ¶nlichkeitsstruktur des
KlÃ¤gers nachvollziehbar erklÃ¤rt, dass der seelische Leidenszustand des KlÃ¤gers
durch die Hinnahme der kÃ¶rperlichen Erkrankungen in besonderer Weise
verstÃ¤rkt wird, so dass in der Gesamtschau seit dem 19. September 2019 der GdB
von 50 und damit die Schwerbehinderung erreicht wird. FÃ¼r die Zeit davor mit
einem Einzel-GdB von 20 fÃ¼r das psychische Leiden wird ein GdB von 50 dagegen
noch nicht erreicht, weil sich aus den bis dahin vorliegenden Einzel-GdB von 30, 20,
20 und 10 fÃ¼r ein HÃ¼ftgelenksleiden nur ein Gesamt-GdB von 40 ergibt. Das
Lungenleiden ist ohnehin erst seit Januar 2023 mit einem Einzel-GdB von 20 zu
berÃ¼cksichtigen.

Â 

AbschlieÃ�end merkt der Senat an, dass die nuanciert abweichende Bewertung der
Einzel-GdB gegenÃ¼ber den EinschÃ¤tzungen von Dr. T rechtlich mÃ¶glich ist.
Denn abgesehen davon, dass die von Dr. T gleichsam salomonischen GdB-
VorschlÃ¤ge 10 bis 20 (WirbelsÃ¤ule) und 20 bis 30 (Verschlusskrankheit) in den
versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen nicht vorgesehen sind, ist die
vorzunehmende Bemessung des GdB grundsÃ¤tzlich tatrichterliche Aufgabe. Dabei
mÃ¼ssen die Instanzgerichte bei der Feststellung der einzelnen nicht nur
vorÃ¼bergehenden GesundheitsstÃ¶rungen (erster Schritt) in der Regel Ã¤rztliches
Fachwissen heranziehen. Bei der Bemessung der Einzel-GdB und des Gesamt-GdB
kommt es indessen nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 3 Satz 1 SGB IX
maÃ�geblich auf die Auswirkungen der GesundheitsstÃ¶rungen auf die Teilnahme
am Leben in der Gesellschaft an. Bei diesem zweiten und dritten Verfahrensschritt
haben die Tatsachengerichte Ã¼ber die medizinisch zu beurteilenden VerhÃ¤ltnisse
hinaus weitere UmstÃ¤nde auf gesamtgesellschaftlichem Gebiet zu
berÃ¼cksichtigen (vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom 16. Dezember 2021 â�� B 9
SB 6/19 R â�� juris).

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

Die Revision war nicht zuzulassen, weil ein Grund hierfÃ¼r gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2
Nr. 1 und 2 SGG nicht vorliegt.

Â 
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